


Resolution über das Wahlprozedere und deren Auswirkungen

Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung vom 06.12.2016 über den Ablauf
der Bundespräsidentenwahl diskutiert. Da Konsens darüber herrschte, dass das
Wahlprozedere großen Unmut verursachte, wurde der Tagesordnungspunkt
„Resolution über das Wahlprozedere und deren Auswirkungen“ in die
Tagesordnung der Gemeinderatssitzung aufgenommen und durch Gf.GR Robert
Chilla vorgetragen.

Die rechtliche Stellung von Wahlzeugen:
Die letzten Wahlgänge bei der Bundespräsidentenwahl haben einen schweren
Mangel bei der Verschwiegenheitspflicht bzw. der Amtsverschwiegenheit bei
Wahlzeugen erkennen lassen. Wahlzeugen sind dieser im Gegensatz zu den
Mitgliedern der Wahlbehörde nicht verpflichtet, da nicht angelobt, und haben die
Möglichkeit Informationen noch während der Wahlhandlung nach außen zu
tragen. Die Amtsverschwiegenheit der Mitglieder der Wahlbehörde führt sich
somit ad absurdum. Die gesetzgebende Körperschaften (NÖ Landtag und
Nationalrat) werden deshalb aufgefordert eine Änderung der
Verschwiegenheitspflicht bzw. Amtsverschwiegenheit von Wahlzeugen
dahingehend zu beschließen, dass dieser Mangel behoben wird.

Entlohnung der Wahlleiter und Stellvertreter sowie der Wahlbeisitzer und
Ersatzbeisitzer:

Bei drei Wahlgängen bei der Bundespräsidentenwahl zeigte sich auch eine
enorme Schieflage der von den Parteien entsandten Mitglieder der
Wahlbehörden. ÖVP und SPÖ besetzten im Bezirk Hollabrunn alle
Wahlsprengel zur Gänze. Andere wahlwerbende Parteien, wie die FPÖ oder die
GRÜNEN stellten mancherorts nicht einmal Wahlzeugen. Wir regen an, diese
Schieflage finanziell auszugleichen, indem nicht besetzte (und anwesende)
Mitglieder von Wahlbehörden durch eine Aufwandsentschädigung an jene
Mitglieder von anderen Parteien ausgeglichen werden. Der Gesetzgeber soll
sich mit dieser Thematik beschäftigen und eine faire Lösung erarbeiten.
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